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DIE KATZBUCKELEI von Wirtschaft und Medien gegenüber Hu Jintao:

Vom chinesischen Wunschdenken der „Großen Zwei“
> Günter Spahn

Im Umfeld des jüngsten Besuchs
von Chinas Staatschef Hu Jintao in
den Vereinigten Staaten haben sich
vor allem die deutschen Medien

mit der Lobhudelei gegenüber der an-
geblichen wirtschaftlichen Großmacht
China hervorgetan. Hu Jintao, so einige
Zeitungen und Magazine, sei inzwischen
gar der mächtigste Mann der Welt. Die-
se Aussagen belegen fehlende Kompe-
tenzen für volkswirtschaftliche Zusam-
menhänge.
China habe geholfen, den Westen aus der
Finanzkrise zu führen, sitze auf den
größten Währungsreserven der Welt und
sei die neue Supermacht. 

Fakten sehen – nicht vor Ehrfurcht
auf den Knien rutschen

Es ist angebracht, einige Fakten wieder
zurechtzurücken. Gewiss ist China auf-
grund des riesigen Menschenpotenzials
und des enormen Nachholbedarfs seiner
Bürger ein wichtiger Markt. Auch für
deutsche Automobile. Und zweifelsfrei
ist die chinesische Führung ehrgeizig, das
überwiegend rückständige Riesenland
auf eine höhere Stufe zu entwickeln;
Chancen – neben der Automobilindustrie
– für Firmen wie Siemens, Bosch, BASF
und auch innovative Mittelständler. 
Aber muss man deshalb vor China und
seinen Machthabern auf den Knien rut-
schen, muss man, wie die angesehene Ta-
geszeitung „Die Presse“ (Wien) schrieb,
„vor lauter Heißhunger auf ein Plätz-
chen im gigantischen chinesischen Hoff-
nungsmarkt“ sich die Bedingungen von
China diktieren lassen? Keineswegs!

China ist nach wie vor ein
Schwellenland

Zunächst darf daran erinnert werden,
dass China nach wie vor ein Schwellen-
land ist. Dies sagte der Sprecher des Pe-
kinger Handelsministeriums, Yao Jian,
der darauf hinwies, dass Chinas Wirt-
schaftskraft auf dem Niveau eines Ent-
wicklungslandes liege. Tatsächlich be-
trägt das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf
lt. IVW bescheidene 3.678 US-Dollar
und befindet sich auf der IWF-Liste ge-
rade einmal auf Platz 99. Zum Vergleich:
Das Pro-Kopf-BIP in den USA beträgt
absolut 46.381 US-Dollar – zwischen
der angeblichen neuen Wirtschaftsgroß-
macht und der größten Volkswirtschaft
der Erde, den USA, liegen Welten. Zwar
stieg die Wirtschaftskraft Chinas im ab-
gelaufenen Jahr 2010 um beeindrucken-
de 10,2% auf 5.409.698 Millionen US-
Dollar – aber im Vergleich zu den USA,
mit einem BIP von 14.584.169 Millio-
nen US-Dollar, ist der Abstand Chinas zu
den USA auch in Totalsummen immer
noch riesengroß. Die USA werden auf
sehr lange Zeit weiterhin die größte
Volkswirtschaft der Welt bleiben.
Auch militärisch bleiben die USA unan-
gefochten die Nummer eins. Während
die Amerikaner im Berichtszeitraum
2009/2010 für Rüstung und Sicherheit

636 Milliarden US-Dollar ausgaben, be-
trug die entsprechende Ziffer für China
– immerhin weltweit der zweitgrößte
Rüstungsetat – gerade einmal 100,4 Mrd.
US-Dollar (Quelle SIPRI).
Unabhängig von diesen Zahlen kann

China kein Vorbild sein. Das Land ver-
bindet die kommunistische Unterdrü-
ckung mit den Vorteilen der Marktwirt-
schaft. Würden westliche Wertevorstel-
lungen von der Freiheit der Bürger Gül-
tigkeit haben, könnte man alle großen
Infrastrukturprojekte der „Volksrepu-
blik“ vergessen. China könne „Berge
versetzen“, schrieb die F.A.Z. und spiel-
te auf den Bau des neuen Airports in der
südchinesischen Millionenstadt Kun-
ming an. Ohne Rücksicht wurden hier
50.000 Bauern zwangsumgesiedelt. Ein
Regime, das mit derartigen Methoden

den Status einer führenden Wirtschafts-
macht beansprucht, kann auch nicht an-
satzweise mit den USA oder Deutsch-
land verglichen werden. China gilt als
Land des Abkupferns, des Technologie-
diebstahls, der Industriespionage und

listisch ist. Wäre der Devisenbestand vor-
handen, würde er sich schnell relativie-
ren, wenn China die „faulen Kredite sei-
ner Regionalbanken in Höhe von rund
einer Billion Dollar bedienen“ (The
EpochTimes) und endlich in das marode

der Schikane gegenüber ausländischen
Investoren. Immer noch werden die
meisten chinesischen Firmen direkt und
indirekt vom Staat kontrolliert und an
der Wertschöpfung über das Bruttoin-
landsprodukt partizipiert die chinesische
Bevölkerung völlig unbefriedigend.

Relativer Devisenbestand

Gleiches gilt für den angeblich größten
Devisenbestand der Welt, den China mit
2,6 Billionen US-Dollar angibt. Nie-
mand weiß, ob diese Zahl überhaupt rea-

Gesundheitssystem investieren würde.
Während die EU über den Zertifikaten-
handel durch übertriebene Vorgaben in-
dustrielle Strukturen in Deutschland et-
wa in der Stahlindustrie gefährdet, kräht
in China kein Hahn, wenn in einer un-
vorstellbaren Art die Luft verschmutzt
wird, wie westliche Geschäftsleute, die
das Land auch außerhalb der „Glitzer-
welt“ kennen, bestätigen.
Die Anzahl der Menschen, die unter dem
Existenzminimum leben, die Heere der
Wanderarbeiter, der drohende Kollaps in
der künstlich aufgeblähten Immobilien-

wirtschaft – all dies birgt die Gefahr so-
zialer Zündstoffe. Immer noch ist das
Land bei höherwertigen Produkten zu
stark auf westliche Vorlieferungen ange-
wiesen. Spielwaren, einfache Haushalts-
produkte wie Bestecke, Baumwolltexti-
lien, Textilien ohne Baumwolle, inzwi-
schen auch Möbel – all diese Güter ha-
ben einen zu hohen Anteil am
chinesischen Export. Und wenn sie dann
mal Stahlgerüste für ein Kraftwerk in
Nordrhein-Westfalen liefern, stimmt
prompt die Qualität nicht. Der Stahl
wurde inzwischen ausgetauscht und
nicht mehr von China bezogen. 

Der Regional-Jet C 919 kommt nicht
aus den Startlöchern

Zwar verkündet die staatliche Propagan-
da immer wieder spektakuläre Durch-
brüche in der Entwicklung höherwerti-
ger Hightech-Produkte etwa beim Auf-
bau einer nationalen Flugzeugindustrie,
aber die Passagiermaschine C 919 – ein
Kurz- und Mittelstreckenjet – kommt
einfach nicht aus den Startlöchern. Jetzt
soll die Maschine als neuer Hoffnungs-
träger 2014 ihren Erstflug absolvieren.
Der „Exportweltmeister“ China expor-
tiert zu wenig Produkte mit eigener Ent-
wicklung und Wertschöpfung.
Eigentlich produzieren die Chinesen Wa-
ren, deren Herstellung in klassischen
Wirtschaftsnationen wie Deutschland
und die Vereinigten Staaten zu teuer
sind. China ist auf die USA angewiesen,
nicht umgekehrt.

USA beanstanden Währungsmani-
pulation des Yuan

Die Vereinigten Staaten haben im abge-
laufenen Geschäftsjahr 2010 Güter aus
China im Werte von 314 Millionen US-
Dollar abgenommen, während die ame-
rikanischen Exporte nach China ledig-
lich ein Volumen von 82 Milliarden US-
Dollar erreichten. Die Amerikaner wer-
fen den Chinesen nach wie vor
Währungsverzerrungen vor. 
Der künstlich niedrig gehaltene Wech-
selkurs des Yuan verbilligt chinesische
Exporte. Einige Studien sehen den Yuan
bis zu 30% bewusst unterbewertet. Der
amerikanische Milliardär und Immobi-
lienunternehmer Donald Trump rief jetzt
neben weiteren einflussreichen Sena-
toren und Kongressmitgliedern zu einer
harten Gangart über drastische Zölle ge-
genüber China auf, weil China seine
Währung manipuliere. Trump: „Wenn
wir nichts mehr aus China kaufen, wird
deren Wirtschaft zusammenbrechen.“
Dies kann aber niemand wollen, denn
das Schwellenland China könnte sich
auch für die amerikanische Wirtschaft
zum wichtigen Markt entwickeln.
Für ein Hochjubeln einer Wirtschafts-
Großmacht China besteht absolut kein
Grund – das Land hat immer noch zu
viele Schwächen. Ein Vergleich mit den
USA hinkt. Es ist Zeit, mit den Chinesen
energischer zu reden. Sie brauchen die
USA und deutsche Innovationen viel
stärker als umgekehrt.

Realistisch gesehen bleiben die USA die führende Volkswirtschaft der Welt. Ein Symbol dafür ist das derzeit im Bau befindli-
che „One World Trade Center“ in New York – „Big Apple“ setzt mal wieder die Maßstäbe. © Silverstein Properties, Inc
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DIE DEUTSCHEN wollen die Olympischen Winterspiele

Die fünf Ringe begeistern nicht nur die Sportfans
> Günter Spahn

Olympia hat nach wie vor in
der deutschen Bevölkerung
einen überdurchschnittlich
hohen Stellenwert – auch

in der Akzeptanz! 75%, dies ergab eine
aktuelle ZDF-Befragung beim Politbaro-
meter finden die Winterspiele 2018 in
Deutschland für gut! Das ist das Ergeb-
nis einer Umfrage der renommierten
Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen,
die jetzt aktuell am 14. Januar 2011 ver-
öffentlicht wurde. Lediglich 16% sind
gegen die Spiele und 9% hatten keine
Meinung zum Thema. Dabei war die Fra-
gestellung klar: „Fänden Sie es gut,
wenn die Olympischen Winterspiele in
München stattfinden würden oder fän-
den Sie das nicht gut?“ Das Ergebnis
zeigt vor allem, dass Sport nicht nur bei
den eigentlichen Fans eine Herzensange-
legenheit ist. Der Wintersport ist und
bleibt in Deutschland populär.

Sportnation Deutschland hat
27 Millionen Mitglieder

Deutschland war, ist und bleibt eine
Sportnation. Mehr als 27 Millionen Mit-
gliedschaften in 91.000 Vereinen und 97
Verbänden bilden im Deutschen Olym-
pischen Sportbund – die Dachorganisati-
on des deutschen Sports – die größte Per-
sonenvereinigung unseres Landes. Der
Sport ist ein Spiegel unserer gesamten
Gesellschaft und dies gilt keineswegs nur
für den Spitzensport in seiner Funktion
als Vorbild für die Jugend. Allerdings ge-
winnt die Akzeptanz des Sports in der
Breite nicht zuletzt durch die Faszinati-
on des Spitzensports in der Präsentation
durch die großen Events wie eben Welt-
meisterschaften oder Olympiaden. Es sei
in diesem Zusammenhang nochmals an
die Fußball-WM 2006 erinnert, die
selbst über die eigentlichen Fußballfans
in der gesamten deutschen Bevölkerung
eine unglaubliche Begeisterung auslöste.
Gleichzeitig war die WM ein besonders
gelungenes Beispiel für die erfolgreiche
Sympathiewerbung in aller Welt. Sport
ist in Deutschland längst Bestandteil der
nationalen Kultur.
Dies gilt natürlich auch und gerade für
Olympische Spiele, denn seit Beginn der
Olympischen Spiele der Neuzeit, dies
war 1896, ist Deutschland führend ver-
treten. 518 Olympiasieger und insgesamt
1.589 gewonnene Medaillen bedeuten
im ewigen Medaillenspiegel (nach den
Sommerspielen von Peking 2008) den

Platz drei! 2006 war Deutschland bei
den Olympischen Winterspielen in Turin
die erfolgreichste Wintersportnation. Be-
reits dreimal richtete unser Land Olym-
pische Spiele aus: 1936 in Berlin die
Sommer-Olympiade und im gleichen
Jahr in Garmisch-Partenkirchen die Win-
terspiele. 1972 war dann München Gast-
geber für die Jugend der Welt bei den
Sommerspielen und mit der jetzt vorge-
nommenen Bewerbung Münchens (mit
Garmisch-Partenkirchen und dem
Berchtesgadener Land) kann die bayeri-
sche Landeshauptstadt die erste Stadt
werden, die sowohl Olympische Som-
mer- als auch Winterspiele ausgerichtet
hat.

Idole und Legenden von Olympia

Die Faszination Olympia ist wohlbe-
gründet. Zahlreiche Idole und Legenden
wären zu nennen: Jesse Owens, Armin
Hary oder das jetzige Aushängeschild
der Olympiabewerbung 2018, die zwei-
malige Olympiasiegerin und mehrfache

Weltmeisterin im Eiskunstlauf, Katarina
Witt.
Natürlich lebt auch der Sport in einer ex-
poniert starken Mediengesellschaft nicht
mehr im kritikfreien Raum. Sport ist
auch bedeutendes Business geworden
und viele Idealisten bedauern dies. Es
gibt Auseinandersetzungen um Interes-
sen und dabei überlagert oft das Eigen-
interesse den Gemeinsinn. 

Eckpunkte-Papier der Bewerbung
misst Umwelt hohen Rang ein

In einer Gesellschaft, die zurecht für
Umweltfragen sensibilisiert wurde, spielt
natürlich die Schonung der Natur eine
wichtige Rolle. Im Eckpunktepapier der
Bewerbung „München 2010“ nimmt die
Umwelt und Meteorologie einen hohen
Stellenwert ein. Deshalb bekennt sich
das Bewerberkonzept für die Winter-
spiele 2018 ausdrücklich zu einem Um-
welt- und Nachhaltigkeitskonzept. Die
Vision München 2018 verlangt eine po-
sitive Umweltbilanz weit über 2018 hin-

aus, und diese Vision ist Bestandteil des
übergebenen Bewerbungskonzeptes
beim IOC in Lausanne.
Bei 74% der Flächen für Sportstätten
handelt es sich um bereits jetzt durch
den Sport genutzte Pisten, Anlagen und
Bahnen; 25% der Flächen werden nur
temporär für die Olympischen Spiele
verwendet. Großanlagen wie die neue
futuristische Großschanze in Garmisch-
Partenkirchen sind bereits vorhanden.
Auch für die Region Garmisch-Parten-
kirchen sind die Vorteile nicht wegzu-
leugnen. So wird das gesamte Werden-
felser Land durch eine attraktivere und
schnellere Schienenanbindung und dem
Ausbau der Bundesstraße zwischen
Eschenlohe und Farchant mit Ortsumge-
hung Oberau profitieren. 

Weniger Autoabgase im Markt
Garmisch-Partenkirchen

Garmisch-Partenkirchen selbst wird
endlich – ganz im Sinne der bisher ge-
plagten Bevölkerung – vom Durchgangs-
verkehr durch die wichtigen Projekte der
Infrastruktur (Wanktunnel – Bundesstra-
ße Richtung Mittenwald und Innsbruck)
und Kramertunnel (Richtung Ehrwald
und Fernpass) spürbar entlastet. Im Tou-
rismusbusiness wird die Attraktivität
durch die Modernisierung des Eissport-
zentrums sowie des Alpspitzbades ver-
bessert und dies gilt natürlich auch für
das Berchtesgadener Land. Dort sind vor
allem die Wettbewerbe im Bob- und Ro-
delsport vorgesehen.

Ganz erheblich verbessert wird auch der
Schienenverkehr. In Garmisch-Partenkir-
chen verknüpfen sich die Hauptbahn-
strecken nach München einerseits und
Innsbruck mit der Nebenstrecke aus dem
Allgäu und der Tiroler Region anderer-
seits. Durch den Bau eines zusätzlichen
zweigleisigen Abschnitts zwischen Mün-
chen und Garmisch-Partenkirchen wird
das Bahnangebot für die Region dauer-
haft verbessert.

Die „freundlichen“ Spiele

Alles in allem ist es nur schwer ver-
ständlich – wenn überhaupt –, dass bei-
spielsweise die Grünen auf ihrem Partei-
tag in Freiburg gegen die Bewerbung
München 2018 mehrheitlich votierten.
Offenbar zum Leidwesen von Parteiche-
fin Claudia Roth, die sich nach dem Par-
teitagsbeschluss aus dem Bewerber-Ku-
ratorium zurückzog. Die Umwelt hat ei-
nen bemerkenswert hohen Stellenwert
im Bewerbungskonzept und auch die er-
hebliche Verbesserung des schienenge-
bundenen Verkehrs von und nach Gar-
misch-Partenkirchen sind eigentlich um-
welt- und verkehrspolitische Trümpfe.
75% der Deutschen, dies ist eine er-
drükkende Mehrheit, sagen ja zur Olym-
piabewerbung. Das Konzept München
2018 schließt „die freundlichen Spiele“
mit ein, freundlich zu den Sportlern,
freundlich zur weltumspannenden olym-
pischen Idee mit ihren Werten und
freundlich zur Zukunft und Umwelt vor
Ort.

München wird im Bewerbungskonzept für den Bereich „Eis“ mit u. a. Eishockey, Eislauf und Curling zuständig sein. © München2018

Freude: Münchens OB Christian Ude präsentiert das Bewerbungshandbuch München 2018 mit den Mitgliedern der Bewerbungsgesellschaft. © München2018



3Januar 2011

WirtschaftsReport

Die Faszination Olympia ist in Deutschland ungebrochen

DIE VISION nähert sich der Realität:

München 2018 überreichte in Lausanne offizielles Bewerbungsdokument

> Günter Spahn

Die Bewerbung für die Win-
terspiele 2018 in München,
Garmisch-Partenkirchen
und dem Berchtesgadener

Land hat eine wichtige Etappe erreicht.
Das offizielle Bewerbungsdokument in
Form der sogenannten 400 Seiten star-
ken Bewerbungsunterlage „Bid Book“,
wurde am 11. Januar 2011 am Sitz des
Internationalen Olympischen Komitee
(IOC) durch eine Delegation der Bewer-

kommt. Neben München mit Garmisch-
Partenkirchen und dem Berchtesgadener
Land haben sich noch das französische
Annecy, unweit der schweizerischen
Weltstadt Genf, sowie Pyeongchang
(Südkorea) beworben. Ein wichtiger Ter-
min nach der jetzt erfolgten Übergabe
der Bewerbungsunterlagen München
2018 ist der 28. Februar 2011. Dann
wird sich die IOC-Evaluierungskommis-
sion vor Ort einen Eindruck vom Kon-
zept der Deutschen machen. Bis dorthin
sollten alle Zwistigkeiten, etwa mit den

bungsgesellschaft München 2018, von
Katarina Witt, Vorsitzende des Bewer-
bungs-Kuratoriums und Bernhard
Schwank, Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der Bewerbungsgesellschaft, über-
reicht.
Die endgültige Entscheidung über den
Zuschlag fällt am 6. Juli 2011. Dann wird
sich herausstellen, wer zum Zuge

Landwirten in Garmisch-Partenkirchen,
gelöst sein, denn wenn die Kommission
den Eindruck gewinnt, dass man die
Spiele in Garmisch-Partenkirchen nicht
will, wäre dies ein vernichtender Schlag.
Zwar segelt die deutsche Bewerbung un-
ter „München 2018“, aber die eigentli-
chen Highlights im Schneebereich finden
nun mal, Zuschlag durch das IOC vo-

rausgesetzt, in der oberbayerischen Win-
tersportmetropole Garmisch, bereits
1936 Ausrichter der Winterolympiade,
statt. München wird die Wettbewerbe
„um das Eis“ ausrichten – vom Eis-
kunstlauf bis zum Eishockey. Im Berch-
tesgadener Land werden vorwiegend die
Wettbewerbe Bob und Rodeln stattfin-
den.
Eine wichtige Generalprobe findet zwi-
schen dem 7. und 20. Februar 2011
ebenfalls in Garmisch-Partenkirchen
durch die FIS Ski WM 2011 statt. Von
dieser Weltmeisterschaft versprechen
sich die Verantwortlichen der Bewer-
bungsgesellschaft 2018 starke Impulse
für die Olympiade 2018. Wie sind nun
die Chancen für München 2018 zu se-
hen? Das Bewerbungskonzept ist eigent-
lich schlüssig. Hervorgehoben werden
vor allem das starke Umwelt- und Nach-
haltigkeitskonzept sowie der Rückhalt
durch die Politik sowohl im Bund als
auch im Freistaat Bayern. So hat etwa
der Bayerische Landtag über das „Olym-
piagesetz“ beschlossen, dass sich der
Freistaat Bayern für eventuelle finan-
zielle Defizite im Umfeld der Spiele in
Garmisch-Partenkirchen und im Berch-
tesgadener Land verbürgt. Auch der
Münchener Stadtrat hat mit einer brei-
ten Mehrheit im Oktober 2010 den
„Eckpunkten der Bewerbung“ zuge-
stimmt.
Wichtig jetzt ist das Erreichen einer gro-
ßen Akzeptanz für die Bewerbung auch
„vor Ort“ – vor allem in Garmisch-Par-
tenkirchen, wo viele Landwirte ihre
Grundstücke für die Spiele nicht zur Ver-

fügung stellen wollen. Dabei geht es nur
im Konsens. Große weltweite Sport-
Events erreichen heute nur noch Akzep-
tanz, wenn sie geschlossen getragen wer-
den. Bereits die Ablehnung der Spiele
durch die Grünen auf ihrem Bundespar-
teitag ist in Lausanne negativ registriert
worden, nachdem auch der Deutsche
Naturschutz-Ring aus der Bewerbung
Olympia im deutschen Alpenraum aus-
gestiegen ist.
Es hilft alles nichts: es gilt jetzt, wie Ka-
tarina Witt richtig erkannt hat, die Kno-
chenarbeit auch der persönlichen Über-
zeugungsarbeit fortzusetzen. 

Olympia ist schließlich auch eine
patriotische Angelegenheit und
gleichzeitig eine Jobmaschine

Schließlich geht es auch um eine gute pa-
triotische Sache! Olympia 2018 ist für
Deutschland eine hervorragende Gele-

In Garmisch-Partenkirchen sind bereits wichtige Sportstätten wie die neue futuris-
tische Groß-Skischanze vorhanden. © München2018

Eröffnungs- und Schlussfeier der Winter-Olympiade 2018 sollen in dem bereits vor-
handenen Münchner Olympiastadion stattfinden. © München2018

© München2018

genheit, sich der Welt als aufgeschlosse-
ner Gastgeber zu präsentieren. Vom
Bundespräsidenten über so ziemlich al-
le prominenten Sportgrößen, von Regie-
rungsstellen bis hin zu den meisten Ver-
bänden und führenden deutschen Un-
ternehmen: alle sind sie vom Nutzen ei-
ner erfolgreichen Olympiabewerbung
für Deutschland 2018 überzeugt.
Bereits bisher sind die Unternehmen
Adidas, Allianz, BayWa, BMW, Flugha-
fen München, Lufthansa, Deutsche Post
und die S-Finanzgruppe im Kreis als
„Nationale Förderer“ der Bewerbung
vertreten. Hinzu kommen zahlreiche Fir-
men als nationale Ausstatter. Mit der Be-
werbung sind wichtige und von der Be-
völkerung insbesondere im Werdenfelser
Land dringend gewünschte Projekte der
Infrastruktur verbunden, die der Allge-
meinheit zugutekommen. Ein Beispiel
dafür ist die seit Jahren geforderte bes-
sere Verkehrsanbindung sowohl auf der
Schiene als auch auf der Straße zwischen
München und Garmisch-Partenkirchen.
So werden die seit Jahren von der Öf-
fentlichkeit geforderten Großtunnel am
Wank und Kramer durch die Realisie-
rung der Olympiabewerbung einen enor-
men Schub erhalten.
Bereits in der Realisierungsphase dieser
Maßnahmen werden Arbeitsplätze in der
Bauwirtschaft gesichert. Den Jobfaktor
Sport hat schon die Fußballweltmeister-
schaft 2006, die für enorme Beschäfti-
gungsimpulse sorgte, bewiesen. Auch
München 2018 wird der Wirtschaft und
der Beschäftigung einen starken Auftrieb
geben. Während München als Boom-
town nach wie vor ein Selbstläufer ist,
steht etwa Garmisch-Partenkirchen als
touristisches und sportliches Winter-
sportzentrum im harten Wettbewerb mit
führenden Wintersportzentren im be-
nachbarten Österreich und der Schweiz.
Der Markt Garmisch-Partenkirchen
braucht daher – ebenso wie das Berch-
tesgadener Land – im eigenen Interesse
zur langfristigen Absicherung des Stel-
lenwertes eines Wintersportzentrums ei-
ne Aufwertung durch Olympia, die der
Allgemeinheit nützt. Gemeinnutz geht
vor Eigennutz.

Die Faszination Olympia ist ungebrochen!
Seit der Begründung der modernen Olym-
pischen Spiele durch den französischen Ba-
ron Pierre de Coubertin im Juni 1894 in Pa-
ris hat sich die Idee des völkerverbindenden
Charakters großartig fortentwickelt. 1896
fanden dann die Spiele moderner Zeitrech-
nung erstmals in Athen statt. Lediglich in
den Jahren 1916, 1940 und 1944 fielen die
Spiele infolge der Weltkriege aus. Erstmals
fanden dann die Winterspiele 1924 im fran-
zösischen Chamonix statt.
Trotz vieler Begleitumstände wie Kommerz
oder Doping ist das Ansehen der Olympi-
schen Spiele als größtes Sportevent unge-
brochen. 75% der Deutschen sagen ja zur

olympischen Bewerbung für die Winterspie-
le 2018 in Deutschland, weil mit Olympia
eben nicht nur Steuergelder des Bürgers ver-
bunden sind. Die Menschen haben auch in
unserer modernen Mediengesellschaft in
Deutschland, in der die Kritik oft überzogen
wird, ein Gespür für die Freude der teilneh-
menden Sportler und vor allem sehen die
Bürger in der Ausrichtung von den Spielen
auch die Chance für Deutschland, sich als
weltoffener Gastgeber zu präsentieren. Dies
mag sich vielleicht nicht unmittelbar in Euro
und Cent zeigen – aber ohne Zweifel haben
sportliche Großveranstaltungen auch für
enorme wirtschaftliche Impulse gesorgt.
Dies wurde ganz eindeutig durch die Aus-

richtung der Fußball-Weltmeisterschaft
2006 in Deutschland bewiesen.
Ganz zweifelsfrei sorgen grundsätzlich
Olympische Spiele auch als Schaufenster für
das jeweilige Gastgeberland für einen wich-
tigen und beschleunigenden Schub für not-
wendige Vorhaben etwa in der Infrastruktur
außerhalb der Errichtung von Sportstätten.
Schwerpunkt der Ausgaben auch bei den
Winterspielen 2018 seien hohe Aufwendun-
gen auch für die Verbesserung der Mobilität,
die auf den Steuerzahler zukommen würden.
Wer so argumentiert, sagt aber nur die hal-
be Wahrheit, weil der Ausbau von Schiene
und Straße vor allem zur Entlastung des
enormen Durchgangsverkehrs auch ohne die

Olympischen Spiele notwendig ist und den
Steuerzahler belasten. Der Vorteil der Win-
terolympiade liegt aber auch darin, dass die
von der Bevölkerung seit Jahren geforderten
Entlastungstunnel am Wank und Kramer in
Garmisch-Partenkirchen einen „Drive“ be-
kommen, weil bis spätestens 2018 alles fer-
tig sein muss. 
Im kanadischen Vancouver entfiel der größ-
te Ausgabenblock auf die bessere logistische
Erschließung und lediglich 360 Millionen
Euro für die Planung und den Bau der ei-
gentlichen Sportstätten.
Auch beim Finanzierungskonzept für die Win-
terolympiade 2018 wird der größere Anteil
auf die mit oder ohne Olympia notwendige

Verbesserung der Infrastruktur entfallen. Die
deutsche Wirtschaft, dies zeigt bereits jetzt
die prominente Liste der Förderer, macht die
Bewerbung zur wichtigen nationalen Ange-
legenheit für Deutschland. 
Durch Sponsoring, Fernsehrechte und Ein-
trittsgelder sollen die Ausgaben insbeson-
dere für die Sportstätten gedeckt werden.
Bei einer Kosten-/Nutzenanalyse werden die
Vorteile die Aufwendungen erheblich über-
lagern – vom Werbepotenzial für Deutsch-
land und die ausrichtenden Orte überhaupt
nicht zu reden. Ausschlaggebend für die
breite Zustimmung der Deutschen mit 75%
ist aber die Freude und das Erlebnis der Fas-
zination Olympia. Po
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RAUMFAHRTINDUSTRIE verbessert Erdbeobachtung aus dem Weltraum

Ein Beitrag der globalen Umwelt- und Sicherheitsüberwachung

> Thomas Joppig

Als wichtiger Standort der
Raumfahrtindustrie gehört
Bremen zu den Vorreitern,
wenn es darum geht,

Schiffsortung aus dem All zu testen. Ihr
Potenzial könnte sie in der Seenotret-
tung oder im Umweltschutz entfalten.
Es ist nur eine kleine Antenne an der In-
ternationalen Raumstation ISS – doch
die weckt Hoffnungen. Schließlich emp-
fängt sie seit etwa einem halben Jahr
Schiffsmeldungen aus aller Welt. So vie-
le sind es, dass die Meere auf der digita-
len Weltkarte schon völlig übersät sind
mit grünen Punkten. Bereits in den ers-
ten 14 Stunden des Versuchs waren
90.000 Schiffsmeldungen an Bord der
ISS eingegangen – von Kreuzfahrtschif-
fen, Tankern oder Containerfrachtern.
Das Bremer Raumfahrtunternehmen
Astrium hatte den Einbau von Receiver
und Antenne an Bord der ISS organisiert.
Mit einem Space Shuttle waren die Ge-
räte zu der Raumstation transportiert
worden. „Es war gar nicht einfach, im
Zeitplan der Astronauten eine Lücke für
den Einbau zu finden“, erinnert sich
Projektleiter Dr. Hans Jörg Beestermöl-
ler. „Da oben ist jede Minute verplant.“
Das Forschungsprojekt im Auftrag der
Europäischen Weltraumorganisation ge-
hört zu den Vorbereitungen für das eu-
ropäische Erdbeobachtungsprogramm
GMES, das der globalen Umwelt- und Si-
cherheitsüberwachung dienen soll. Da-
für wird die satellitengestützte Erdbeob-
achtung mit terrestrischen, flugzeugge-
stützten, maritimen und weiteren Da-
tenquellen verknüpft. Dieses Programm
wird nun von der Europäischen Union
schrittweise eingeführt.
Bisher verläuft der Versuch gut, sagt Bees-
termöller. „Die Receiver empfangen die
Daten zuverlässig.“ Einzig die Signale
aus Gegenden mit besonders viel Schiffs-
verkehr überlagern sich noch, doch er ist
optimistisch, dass sich dieses Problem lö-
sen lässt.
Eine Einschätzung, die er mit dem Deut-
schen Zentrum für Luft- und Raumfahrt
(DLR) teilt. Das DLR unterhält in Bre-

men ein Institut für Raumfahrtsysteme
und will 2011 einen kleinen Satelliten
namens AISAT ins All schicken, der erst-
mals auch aus vielbefahrenen Seegebie-
ten klare Standortbeschreibungen lie-
fern soll.

Standortvorteil für Bremen

„Das Thema Schiffsortung aus dem All
spielt für Bremen eine wichtige Rolle“,
sagt Dr. Stephan Holsten, Geschäftsfüh-

tem AIS. Schiffe mit einer Bruttoraum-
zahl von mehr als 300 müssen dieses Sys-
tem seit Mitte 2008 an Bord haben. Das
schreibt die Internationale Seeschiff-
fahrtsorganisation IMO vor. AIS sendet
und empfängt wichtige Informationen
von Schiffen wie Name, Größe, Kurs, Po-
sition und Geschwindigkeit. Übermittelt
werden die Daten per VHF-Radiosignal.
Allerdings haben die Funksignale hori-
zontal nur eine sehr begrenzte Reich-
weite von etwa 40 Seemeilen bzw. 74 Ki-

Weltmeeren geben. „Gewiss lässt sich
der AIS-Sender an Bord eines Schiffes
ausschalten, aber wenn ein Schiff plötz-
lich von der digitalen Weltkarte ver-
schwindet, wirkt das verdächtig“, sagt
Udo Fox, Leiter des Rettungsdienstes
der Deutschen Gesellschaft zur Rettung
Schiffbrüchiger.
Für die Seenotrettung sieht Fox vor al-
lem auf internationaler Ebene Vorteile.
„Für unsere Rettungsaktionen in der
deutschen Nord- und Ostsee brauchen
wir solche Angaben nicht. Da genügen
uns Radarinformationen, und auch die
AIS-Signale können wir direkt an der
Küste empfangen.“
In weiten Teilen der Welt fehle es jedoch
an solchen Überwachungssystemen –
zum Beispiel an der Westküste Afrikas.
Auch bei Notfällen fernab der Küsten
wäre ein solches Satellitensystem hilf-
reich, meint Fox. „Man kann damit her-
ausfinden, welches Schiff sich gerade in
der Nähe befindet und dann die Besat-
zung gezielt ansprechen.“ Das sei eine
gute Möglichkeit. „Allgemeine Hilferufe
werden leider auch schon mal ignoriert.
Denn ein Hilfseinsatz kostet die Reede-
rei nun mal Zeit und damit Geld.“
Man brauche aber ein umfangreiches
Netz an Satelliten und irdischen Emp-
fangsstationen, damit die im All gesam-
melten Daten schnell übermittelt wer-
den können. „Wenn ein Satellit erst lan-
ge umherkreisen muss, bis er eine Posi-
tion erreicht hat, an der er sein
Datenmaterial zur Erde senden kann,
sind viele Informationen schon veral-
tet“, sagt Fox.
Eine Einschätzung, die der Bremer Ree-
der Niels Stolberg von der Schwergut-
reederei Beluga Shipping teilt – gerade
im Hinblick auf die Gefahr von Piraten-
übergriffen: „Auch wenn wir die Tech-
nologie vor allem für die Kommunikati-
on und die Schiffssicherheit nutzen, so
sind die Möglichkeiten bei der Bekämp-
fung der Piraterie sehr begrenzt. Dafür
sind die Ortungssysteme noch zu lang-
sam.“ Dennoch setzt er Hoffnungen in
die neue Form der Meeresüberwachung:
„Unsere Erwartung ist letztendlich, dass
wir mit der Satellitenkommunikation die
Schiffssicherheit auf ein höheres Level
heben können.“
Allerdings: Beim Verband Deutscher
Reeder (VDR) blickt man mit gemisch-
ten Gefühlen auf die neuen Informati-
onsmöglichkeiten. Die Reeder hätten
das Satellitensystem gern schon ein paar
Jahre früher gehabt, sagt VDR-Sprecher
Max Johns. Schließlich habe die Interna-
tionale Seeschifffahrtsorganisation erst
2006 das System LRIT eingeführt, das
ebenfalls der Schiffsortung auf längeren
Strecken dienen soll. LRIT ist ein Sys-
tem, bei dem die Schiffskoordinaten in
einem Sechs-Stunden-Rhythmus an den
jeweiligen Staat übermittelt werden, un-
ter dessen Flagge das Schiff fährt. Der
Datentransfer funktioniert, ähnlich wie
beim Telefonieren auf hoher See, über ei-
ne Satellitenverbindung. LRIT ist für
Reeder allerdings mit einem größeren
Aufwand verbunden als das satellitenge-
stützte AIS: „Man braucht eine speziel-
le Technologie zum Senden der Daten,
und es fallen Verbindungskosten an“,
sagt CEON-Geschäftsführer Holsten.
„Zudem ist das Datenmaterial weniger
aussagekräftig und nur einem einge-
schränkten Empfängerkreis verfügbar.“
Das satellitengestützte AIS hätte denn
auch nach Ansicht von VDR-Sprecher
Johns „eine gute Alternative zu LRIT
sein können“. Nun komme es darauf an,
die Datenflut nicht unnötig zu erhöhen:
„Sinnvoll wäre ein solches System wohl
schon, allerdings sollte man dann im Ge-
genzug LRIT abschaffen.“

nen Europa-Ableger in Bremen unter-
hält, bereits jetzt Schiffsortungen aus
dem All an. Der europäische Orbcomm-
Zweig gehört im Übrigen zur Hälfte dem
Bremer Raumfahrtunternehmen OHB,
das zurzeit ebenfalls Chancen der satel-
litengestützten Schiffsortung auslotet.

Vielfältige Erkenntnisse

Bei Orbcomm zählt bereits die amerika-
nische Küstenwache zu den Großkun-

Jede Minute im All ist verplant. Trotzdem fand sich im Zeitplan der ISS-Astronauten eine Lücke für den Einbau der Antenne. © NASA

Astrium-Projektleiter Dr. Hans Jörg Beestermöller in einem Nachbau des Columbus-Labors. Im Originallabor an Bord der In-
ternationalen Raumstation ISS werden die Chancen der Schiffsortung ausgelotet. © Thomas Joppig

lometern. Vertikal reichen die Signale
dagegen deutlich weiter – wie die er-
folgreichen Versuche an Bord der ISS zei-
gen, denn die schwebt immerhin 400 Ki-
lometer über der Erdoberfläche. Und die
Angebote kommerzieller Anbieter zei-
gen bereits jetzt, dass auch Satelliten in
700 Kilometern Höhe die Schiffssignale
noch empfangen können. So bietet die
amerikanische Firma Orbcomm, die ei-

den. Doch nicht nur Polizei-, Militär- und
Sicherheitsbehörden sind an den Daten
aus dem All interessiert. Denn die Er-
kenntnisse, die sich aus der Schiffsortung
im All ziehen lassen, sind vielfältig: Ein
gut ausgebautes Satellitensystem könnte
zum Beispiel vor Kollisionen warnen,
Seenotrettern wichtige Informationen
liefern, aber auch Hinweise auf illegale
Fischerei und Giftstoffentsorgung in den

rer der Landeseinrichtung CEON, die
Anbieter und mögliche Nutzer von
Raumfahrttechnologie miteinander ins
Gespräch bringt. „In Bremen sind große
Raumfahrtunternehmen ebenso ansässig
wie wichtige Akteure der maritimen
Wirtschaft. Das ist ein klarer Standort-
vorteil.“
Die Ortung aus dem Orbit basiert auf
dem automatischen Identifikationssys-
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Deutschland verspielt seinen Standort-Vorsprung
> Günter Spahn

Die Ereignisse um Stuttgart
21 haben gezeigt, dass eine
gesteuerte und sensibili-
sierte Öffentlichkeit den

Protest zu einer neuen Kultur und Qua-
lität entwickelt hat. Es gelang interes-
sierten Kreisen, in einem großen Um-
fange das sogenannte „Bürgertum“ zum
Widerstand zu animieren. Das Rezept
war und ist dabei relativ einfach. Man ins-
trumentalisiert egoistische Interessen
und spielt diese gegen den Gemeinsinn
aus. Die einen wollen auf Jahre keinen
„Baulärm mit den verbundenen Behin-
derungen“, Geschäftsleute vermuten
Umsatzeinbrüche in Einkaufsmeilen, die
im Nahbereich der Großbaustellen lie-
gen. Andere – ansonsten nicht gerade
zimperlich, wenn es um die Pflege der
Grünanlagen geht – haben plötzlich die
schützenswerte Natur erkannt. Dies ist
durchaus edel und gut, doch wenn Hun-
derttausende etwa den Berliner Tiergar-
ten (Berlins grüne Lunge) bei Großver-
anstaltungen, wie früher bei der Love-
Parade, mit einer riesigen Freiluft-Toilet-
te verwechseln, dann kann darin kein
Engagement für Bäume und Natur er-
kannt werden.
Und leider instrumentalisieren auch die
politischen Parteien den Protest. Wes-
halb soll im Frühjahr eine erfolgreiche
Landesregierung, die Baden-Württem-
berg seit vielen Jahren im Bundeslän-
dervergleich an der Spitze hält, wegen
einem Bahnhof abgewählt werden? War-
um wurde das unsinnige Wort „Wutbür-
ger“ erfunden und wieso sollen die Bür-
ger eine Wut haben? Weil es wieder un-
serer Wirtschaft gut geht und die Anzahl
der Arbeitslosenziffern zurückging?
Die Welt ist nun einmal wie sie ist und
Deutschland ist Teil dieser Welt. Ein Ide-
al gibt es nicht; positiven Entwicklungen
stehen negative Erscheinungen gegen-

tionieren. Vom Weltkulturerbe allein
kann niemand leben – vor allem die Bür-
ger nicht. Und deshalb haben sich die
Einwohner in Dresden in einer Abstim-
mung für eine neue Brücke – inzwischen
realisiert – entschieden. Und siehe da –
das „Elbflorenz“ ist weiterhin attraktiv
und die Gäste kommen, ob es der
Unesco gefällt oder nicht.

Mehr Transparenz

Weshalb haben große Infrastrukturvor-
haben eine Akzeptanzkrise? Ist dies eine
Modeerscheinung oder geht es beim Mo-
bilisieren des Protestes auch um ver-
meintliche Wählerstimmen? Auf jeden
Fall müssen in einer wachsamen Me-
diengesellschaft die Bürger – keine Fra-
ge – mehr in die Entscheidungsprozesse
eingebunden werden. Sind diese Ent-
scheidungen aber unter Berücksichti-
gung der mehrheitlichen Interessen (und
nur dies ist Demokratie) getroffen, müs-
sen sie auch umsetzbar sein. Ansonsten
bewegen wir uns in Richtung Anarchie.
Die deutsche Bauindustrie empfiehlt da-
her die stärkere und rechtzeitige Beteili-
gung der Bürger durch eine frühe und of-
fensive Kommunikation. Mehr Transpa-
renz muss einhergehen mit einem be-
schleunigten Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren.
Der Präsident des Hauptverbandes der
Deutschen Bauindustrie, Dipl.-Ing. Her-
bert Bodner, hat im Januar 2011 auf ei-
ner Presseveranstaltung in Berlin die
Richtung vorgegeben: „Politik und Ver-
waltung werden Strategien entwickeln
müssen, wie sie die Akzeptanz für große
Infrastrukturvorhaben in Deutschland
verbessern wollen.“ Der noch amtieren-
de Vorstandschef des Mannheimer Kon-
zerns Bilfinger Berger (Bodner wird in
diesem Jahr aufgrund des Pensionsalters
in den Ruhestand gehen) erwähnte vor
dem Hintergrund des zunehmenden Bür-

Investitionen auch ausländischer Firmen
darstellt, hat der Verbandspräsident Poli-
tik und Wirtschaft gleichermaßen aufge-
rufen, einer negativen Entwicklung un-
seres Landes im gesamten volkswirt-
schaftlichen Interesse nicht tatenlos zu-
zusehen. Noch sind die Gefahren nicht
für alle erkennbar, weil Deutschland

liegen, keineswegs den regional betrof-
fenen Bürgern überlassen werden. Wir
haben in Deutschland dafür gewählte
Parlamente als legitimierte Institutionen
(Bodner).
In Deutschland besteht vor allem ein Re-
formbedarf bei der Umsetzung der Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. Es

noch (die Betonung liegt auf noch) über
ein relativ gutes Infrastrukurnetz ver-
fügt.
Wenn bereits in einer frühen Phase der
Großvorhaben berechtigte Bürgeranlie-
gen in den Planungen vorgesehen wür-
den, könnte man vielen Infrastruktur-
gegnern „den Wind aus den Segeln neh-
men“, sagte Bodner. Freilich, und dies ist
ein gesellschaftliches Problem unserer
Zeit, wird es immer Demonstranten ge-
ben, denen es leider nicht mehr um die
Sache geht. Diese werden aber relativ
schnell durchschaut, wenn man etwa
neutrale Mediatoren einschaltet, die
zwischen den Bürgern, der Politik und
der Verwaltung vermitteln. Ein gutes
Beispiel dafür ist das Projekt der neuen
Landebahn Nordwest am Airport Frank-
furt; hier konnte dank eines Mediators
das Projekt ohne größere Konflikte um-
gesetzt werden.

Lösung Schlichter?

Allerdings zeigt das Beispiel des Schlich-
ters Geißler, der beim Projekt Stuttgart
21, sowohl von den Gegnern als auch
von den Befürwortern bei der Installie-
rung akzeptiert wurde, dass auch ein
Schiedsrichterspruch nicht unbedingt
von den Fundamentalisten der Gegner
eines Projektes anerkannt wird; es geht
dann wirklich nur noch um Rabatz! 
Verbandspräsident Bodner empfiehlt,
bei den regionalen Vorhaben die betrof-
fenen Bürger bereits in einer frühen Pha-
se einzubinden, damit Vorteile und Kos-
ten einer regionalen Infrastrukturmaß-
nahme eingeschätzt werden können. So
haben sich die betroffenen Bürger bei
der frühzeitigen Meinungsbeteiligung
zur Waldschlößchenbrücke in Dresden
ganz bewusst für die Brücke entschie-
den. Leider wurden aber auch bei die-
sem Projekt Kräfte von außen bis hin zur
Unesco mobilisiert. 
Allerdings kann die Entscheidung bei
überregionalen Infrastrukturvorhaben,
die im Interesse des gesamten Landes

Das Projekt Stuttgart 21 wurde zum Symbol einer bundesweiten und lähmenden Akzeptanzkrise. © Bahnprojekt Stuttgart-Ulm e.V.

über. Vom Lob ist es zum Tadel nicht
weit. Länder und Großstädte entwickeln
sich weiter und stehen untereinander im
weltweiten Standortwettbewerb. Dafür
braucht man eine leistungsfähige Infra-
struktur. Natürlich kann man beispiels-
weise aus einer gewissen Distanz eine
neue Brücke in Dresden ablehnen – aber
eine Stadt wie Dresden muss auch funk-

kann nicht im Sinne der Allgemeinheit
sein, dass etwa durch regionale Proteste
und Einwendungen zwischen der Pla-
nung und der Realisierung in Deutsch-
land oft 20 Jahre liegen. Hier werden vie-
le volkswirtschaftliche Ressourcen ver-
schwendet. Wir sind in Deutschland als
eine führende Exportnation in die welt-
weiten Strukturen eingebunden. Wenn
beispielsweise im weltweiten Schiffsver-
kehr vom Ausland immer größere Schif-
fe eingesetzt werden, dann müssen die
Voraussetzungen geschaffen werden,

Man kann dies machen – ob es sinnvoll
wäre, ist eine andere Frage.
Wichtig ist, dass die einmal gefällten
„demokratischen Entscheidungen für
oder gegen ein Infrastrukturvorhaben
von der unterlegenen Partei respektiert
werden“, sagte Bodner. Wenn nämlich,
so Bodner weiter, die Gegner eines Pro-
jektes wie Stuttgart 21 für sich ein über-
gesetzliches Widerstandsrecht reklamier-
ten, dann stellten sie die Grundsätze un-
seres Rechtsstaates in Frage. Dies kann
eigentlich niemand wollen.

dass diese auch den Hamburger Hafen
(immer noch einer der wichtigsten Wirt-
schaftsfaktoren für Hamburg und für die
deutsche Import- und Exportwirtschaft)
über die Elbvertiefung erreichen können.
Es sei denn, wir geben Autarkie auf, ver-
zichten auf unsere Häfen und lassen über
Umwege vom Ausland aus verschiffen.

gerwiderstandes gegen große und not-
wendige Infrastrukturprojekte die Feh-
marnbeltquerung, die Hochmoselbrücke
oder jetzt aktuell das Verkehrsprojekt
„Stuttgart 21“. Mit dem Hinweis auf die
Gefahren für die nachlassende Qualität
des Standortes Deutschland durch eine
nicht mehr optimale Infrastruktur, die
oft der ausschlaggebende Maßstab für

Verbandspräsident Herbert Bodner fordert neue Akzeptanzstrategien.    © Bilfinger Berger

Bau-Umsätze 2011 auf Vorjahresniveau
Das deutsche Bauhauptgewerbe hat den
Anschluss an den gesamtwirtschaftlichen
Aufschwung noch nicht geschafft. Diese
Auffassung vertrat in Berlin der Präsident
des Hauptverbandes der Deutschen Bau-
industrie, Dipl.-Ing. Herbert Bodner, in sei-
ner Jahresauftaktpressekonferenz. Wäh-
rend die Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes 2010 ein Umsatzplus von
12% verbuchen konnten, seien die Um-
sätze im Bauhauptgewerbe um nominal
1% gesunken. Für das Jahr 2011 erwartet
Bodner bestenfalls stabile Umsätze auf
Vorjahresniveau.
Vor allem der Wirtschaftsbau habe 2010
die Baubilanz belastet. Die Konjunktur im
verarbeitenden Gewerbe sei zwar ange-
sprungen; es brauche jedoch noch einige
Monate, bis wieder bauintensive Erweite-
rungsinvestitionen in Auftrag gegeben
würden. Dennoch sei das Umsatzminus
dank des gesamtwirtschaftlichen Auf-
schwungs mit 4,5% nicht ganz so hoch
ausgefallen wie zunächst befürchtet. Ob
der Wirtschaftsbau schon 2011 wieder
Tritt fassen werde, hänge davon ab, wie
robust sich der augenblickliche Auf-
schwung erweisen werde.
Dagegen habe der Erholungsprozess im
Wohnungsbau bereits 2010 deutliche
Fortschritte gemacht, berichtete Bodner.
Die Stabilisierung der Einkommenserwar-
tungen im Zuge des Konjunkturauf-

schwungs, ein wieder erwachtes Interes-
se der Anleger an Wohnimmobilien, an-
haltend niedrige Zinsen und das hohe Ni-
veau der Förderung der energetischen Sa-
nierung des Wohnungsbestandes habe zu
einem Umsatzplus von nominal 6% bei-
getragen. 
Als enttäuschend bezeichnete Bodner die
Entwicklung des Öffentlichen Baus im
Jahr 2010. Immerhin habe der Bund im
Rahmen seiner zwei Konjunkturprogram-
me für die Jahre 2009 und 2010 Investiti-
onsmittel im Umfang von knapp 15 Mrd.
Euro bereitgestellt. Trotzdem seien die
Umsätze im Öffentlichen Bau 2010 nicht
gestiegen, sondern um 3% zurückgegan-
gen. Bodner führt dies auf einen verzö-
gerten Abfluss der Fördermittel, die Strei-
chung des Zusätzlichkeitskriteriums im
Zukunftsinvestitionsgesetz und die starke
Konzentration der Fördermittel auf die
energetische Sanierung im Gebäudebe-
stand zurück. 
Für 2011 erwartet Bodner einen weiteren
Rückgang der Umsätze im Öffentlichen
Bau von 4,5%. Ein tiefer Einbruch sei im
kommunalen Bereich zu befürchten. Da-
rauf deuteten die Ergebnisse des KfW-
Kommunal-Panels hin, nach dem die kom-
munalen Investitionen (einschließlich
kommunale Unternehmen) 2011 um 13%
von 35,5 auf nur noch 31. Milliarden Euro
zurückgehen würden.

GROSSE INFRASTRUKTURVORHABEN in der Akzeptanzkrise
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VOM „LÄNDLE“ in die Welt – Baden-Württemberg hat die Industriekultur geprägt:

Spitzenprodukte, Beschäftigung und Politik: Garanten des Modells Baden-Württemberg

Die Daimler AG, feierte am
29. Januar 2011 in ihrem
futuristischen Museum in
Anwesenheit der Bundes-

kanzlerin Dr. Angela Merkel das 125-
jährige Jubiläum der Erfindung und Pa-
tentierung des Automobils. Die weltwei-
te Erfolgsgeschichte Mobilität durch das
Automobil ist untrennbar mit den ba-
den-württembergischen Städten Mann-
heim und Stuttgart verbunden. 
Carl Benz tüftelte in seiner Werkstatt in
den Mannheimer T-Quadraten an seinem
Motorwagen und am 29. Januar 1886
wurde das Patent für „Carl Benz, Mann-
heim“ dokumentiert. Bereits am 3. Juli
1886 absolvierte Carl Benz die ersten
Probefahrten auf Mannheims Straßen.
Nur 130 km weiter, in Stuttgart, arbei-
tete fast zeitgleich Gottlieb Daimler an
seinem motorisierten Kutschenwagen,
der 1887 fertig wurde. Die Mannheimer
Firma Carl Benz und die Stuttgarter Fa-
brik von Gottlieb Daimler fusionierten
dann 1926 zur Daimler-Benz AG. Heute
firmiert der Konzern kurz als Daimler
AG und die weltberühmten Fahrzeuge
unter dem Zeichen des Sterns und die
Fabriken heißen in Anerkennung von
Carl Benz „Mercedes Benz“. 
Baden-Württemberg ist aber auch Hei-
mat und Stammsitz der weltweiten
Bosch-Gruppe, die u.a. weltgrößtes Au-
tomobilzulieferer-Unternehmen wurde.
Heute ist Bosch auf verschiedenen Ge-
schäftsfeldern bis hin zur Hydraulik ei-
nes der innovativsten Unternehmen
überhaupt. 
Baden-Württemberg wurde insbesonde-
re nach dem 1952 erfolgten Zusammen-
schluss der „alten“ Traditionsländer Ba-
den und Württemberg (nach dem 2. Welt-
krieg auch Württemberg-Hohenzollern)

zu einer einmaligen Erfolgsstory, die
sich, wie jetzt die Bundeskanzlerin er-
wähnte, zu einem „Modell deutscher Er-
folge“ entwickelte. 
Mehrere Kriterien sind für den Erfolg
Baden-Württembergs als führendes
Bundesland verantwortlich. Zu nennen
wäre (Benz, Daimler und Bosch stehen
dafür) die großartige Industriekultur mit
stets hochmotivierten Tüftlern und flei-
ßigen Menschen im Lande am Bodensee,
Schwarzwald, Rhein-Neckar-Zusam-
menfluss in Mannheim, dem „Madon-
nenland“ um Tauberbischofsheim, Heil-

bronn, Stuttgart und der Schwäbischen
Alb. Hinzu kommt eine großartige An-
zahl von weltweit führenden Einrichtun-
gen der Wissenschaft und Forschung, für
die nur stellvertretend für die anderen
Wissens-Zentren die älteste deutsche
Universität, die „Ruperto Carola“ in
Heidelberg (viele Wissenschaftler in den
Vereinigten Staaten bezeichnen sie als
die beste deutsche Universität), hier ge-
nannt werden kann.
Vom Lande der Tüftler gingen natürlich
die Patente um die Welt. Baden-Württem-
bergs Unternehmen stehen oft an der

Spitze des technischen Fortschritts. So
ganz zufällig ist dies freilich auch nicht. Es
bedurfte vernünftiger Rahmenbedingun-
gen mit einer Balance zwischen den un-
ternehmerischen Interessen und der All-
gemeinheit. Baden-Württemberg schuf
die politischen Rahmenbedingungen mit
einem prosperierenden Investitionsklima,
setzte auf eine vorbildliche Hochschulpo-
litik auch durch neue Hochschulgründun-
gen wie in Konstanz und realisierte vor al-
lem eine gesicherte Energiestruktur. Wich-
tig war auch der vorbildliche Ausbau der
Anbindungen an die internationalen Ver-

kehrsnetze zu Land, zu Wasser und zu
Luft. So hat die Politik am Ausbau des so
wichtigen Airports in Stuttgart und der
dort benachbarten modernen Messe auch
gegen den lokalen Widerstand festgehal-
ten – Maßnahmen, die heute der gesam-
ten Bevölkerung zugutekommen und die
wirtschaftliche Potenz des Landes unter-
streichen.
Wenn Baden-Württemberg heute zu den
Räumen mit den wenigsten Arbeitslosen
gehört, so ist dies auch der Ausgewogen-
heit der Wirtschaftsstruktur zu verdanken.
Zentren der Wirtschaft sind neben den
beiden Metropolregionen Stuttgart und
Mannheim (Rhein-Neckar) der Boden-
seeraum mit Friedrichshafen und Kons-
tanz, Oberschwaben mit Ravensburg, die
Technologieregion Karlsruhe sowie der
Raum um Heidenheim, der von der Fir-
ma Voith angeführt wird. Baden-Würt-
temberg hat zusammen mit dem benach-
barten Bayern die mit Abstand geringsten
Arbeitslosenziffern mit zwischen 4 und
4,3%. Zum Vergleich hat Nordrhein-
Westfalen 8,1% Arbeitslose (Dezember
2010). Wichtig war und ist auch, dass sich
die Bevölkerung in Baden-Württemberg
basierend auf der guten Wirtschaftspolitik
des Landes immer auch einen gewissen
Realitätssinn bewahrt hat. Als sich in an-
deren Ländern die Menschen zuweilen
den Ast absägten auf dem sie saßen (etwa
in der Ablehnung hochmoderner und
emissionssparender Kraftwerke), stimmte
beispielsweise die Mannheimer Bevölke-
rung mehrheitlich für einen neuen Block 9
am Großkraftwerk Mannheim. Nutznie-
ßer ist das Mannheimer Turbinenwerk der
deutschen Alstom AG mit der Sicherung
von Arbeitsplätzen. Im Ländle konnte
man immer unterscheiden zwischen Stim-
mungsmache und Realität. Sp

Hoher Besuch beim Festakt 125 Jahre Automobil in Stuttgart. Die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel flankiert von Stefan
Mappus, Ministerpräsident von Baden-Württemberg und Daimler-Chef Dr. Dieter Zetsche. © Daimler AG

DAGEGEN ZU SEIN reicht nicht aus, um ein erfolgreiches Bundesland zu führen:

Vielen geht es nicht um Stuttgart 21 – sie wollen die Macht
> Günter Spahn

Wenn es noch eines Be-
weises bedurft hätte, so
wurde er jetzt bei den
jüngsten Demonstra-

tionen gegen das Projekt Stuttgart 21 ge-
liefert. Obwohl Gegner als auch Befür-
worter des Projektes den allseits aner-
kannten Heiner Geißler als Schlichter
akzeptierten und dieser sich in neun
Schlichtungsrunden vom 22. Oktober bis

30. November 2010 um eine ausgewo-
gene Balance bemühte, wird offenbar
sein Schlichterspruch „Stuttgart 21
plus“, der zahlreiche Wünsche und An-
regungen der Gegner berücksichtigte,
von den notorischen Protestierern nicht
anerkannt. Bei der neuen Demonstrati-
on am 29. Januar 2011 haben sich viele
Teilnehmer als politische Trittbrettfahrer
entlarvt. Immer mehr wird offenbar, dass
es längst nicht mehr um Stuttgart 21
geht, sondern um die Erlangung von

Macht durch ein politisches Bündnis jen-
seits der Mitte. Vor allem den Grünen
geht es nicht mehr um die politische Kul-
tur und um die Sache; es geht um die
Teilhabe an einer Regierung, die das „Er-
folgsmodell Baden-Württemberg“ ablö-
sen soll. Dies geben die Grünen, die jetzt
eine bemerkenswert starke Präsenz bei
der jüngsten Demonstration zeigten,
auch ganz offen zu, indem etwa die Frak-
tionsvorsitzende der Grünen im Stutt-
garter Gemeinderat, Muhterem Aras, zur

Abrechnung am Wahltag am 27. März
2011 (Landtagswahl in Baden-Württem-
berg) aufrief.
Mit Verlaub, für wie naiv halten die Pro-
testierer und insbesondere die Grünen,
aber auch die baden-württembergische
SPD, die Wähler in Baden-Württemberg,
wenn sie dazu auffordern, eine erfolgrei-
che Politik abzulösen? Weshalb soll etwa
der Wähler im Schwarzwald, am Boden-
see, in Karlsruhe, Mannheim-Heidel-
berg, Tauberbischofsheim, Heilbronn
oder in Heidenheim wegen einer zwar in
der Tat wichtigen, aber nicht landesweit
dominierenden Einzelmaßnahme eine
der erfolreichsten deutschen Landesre-
gierungen abwählen, nur um ein frag-
würdiges Risiko einzugehen?
Die Bevölkerung in Baden-Württemberg
ist nicht blind. Sie weiß, dass das Land
seit seiner Gründung im Jahre 1952 von
Reinhold Maier (FDP), Gebhard Müller,
Kurt Georg Kiesinger, Hans Filbinger,
Lothar Späth, Erwin Teufel, Günther
Oettinger und aktuell von Stefan Map-
pus (alle CDU) jedenfalls so geführt wur-
de, dass Baden-Württemberg immer die
Spitze in der Leistungskraft markierte
und somit die wenigsten Arbeitslosenzif-
fern hatte und hat. Möglich gemacht hat
dies eine ausgewogene Wirtschafts-,
Struktur- und Innovationspolitik mit den
entsprechenden Rahmenbedingungen
für Investitionen.
Weshalb soll eine Landesregierung aus-
getauscht werden, deren anvertrautes
Land Baden-Württemberg zusammen
mit Bayern, Hessen und dem Stadtstaat
Hamburg zu den wenigen Geberländern

im Länderfinanzausgleich gehört?
Wo soll die Alternative bei einer rot-grü-
nen baden-württembergischen Landes-
regierung liegen, deren „Amtsbrüder“ in
Nordrhein-Westfalen (dort regiert eine
rot-grüne Minderheitsregierung) soeben
ihren Haushalt per Beschluss des nord-
rhein-westfälischen Verfassungsgerichts
gestoppt bekommen haben? Nein, die
jahrzehntelange Erfolgsbilanz Baden-
Württembergs ist zweifelsfrei belegbar.
Immer stärker wird deutlich, um was es
beim „Protest“ beim Projekt Stuttgart
21 in Wirklichkeit geht – um die Macht-
besessenheit von rot-grün. Sie wollen
endlich in Baden-Württemberg auch
einmal Dienstwagen fahren.
Stuttgart 21 ist auch eine Maßnahme zur
Verbesserung der Infrastruktur im Lan-
de, die wiederum die Attraktivität wei-
terer Investitionen absichert. Wer immer
noch, trotz Schlichtungsspruch, zum
weiteren Protest aufruft, bewegt sich in
die Nähe der Anarchie. Diese kann aber
Baden-Württemberg als eine der he-
rausragenden europäischen Wirtschafts-
regionen absolut nicht gebrauchen.
Schließlich – und auch dies hat der
Schlichterspruch dokumentiert – ent-
stünden bei einem Ausstieg von Stuttgart
21 je nach Gutachten zwischen einer
Milliarde und 1,5 Milliarden Euro Kos-
ten, für Alternativen liegen keine Bauge-
nehmigungen vor. Die jetzt vor allem
von den Grünen durch die geforderte
„Wahlabrechnung“ angeheizten De-
monstrationen lassen die Frage offen,
wie eine rot-grüne Landesregierung die-
ses Problem lösen würde.Geht es den Stuttgart 21-Gegnern noch um das Projekt oder steht der Machtwechsel im Vordergrund? © Bahnprojekt Stuttgart-Ulm e.V.
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VÁCLAV KLAUS, Präsident der Tschechischen Republik, stellte sein neues Buch vor:

EUROPA? – Reden, Vorträge und Textbeiträge

Prof. Dr. Václav Klaus ist seit 2003 Staatspräsident der Tschechischen Republik. Er studierte an der Wirtschaftsuniversität
Prag und im Zuge der gesellschaftlichen Liberalisierungen der 60er Jahre auch in Italien und den USA. Als Volkswirt arbei-
tete er in der Tschechoslowakischen Akademie der Wissenschaften und bei der Nationalbank. Seine politische Laufbahn
begann er im Wendejahr 1989 als Finanzminister. 1991 gründete Klaus die bürgerlich-demokratische Partei ODS. Von 1992
bis 1997 war er Premierminister. Während seiner Amtszeit erfolgte 1993 die friedliche Teilung der Tschechoslowakei in die
zwei selbstständigen Staaten Tschechische Republik und Slowakische Republik. © Context Verlag

> Günter Spahn

Wer sich mit dem Staats-
präsidenten der Tsche-
chischen Republik, Prof.
Dr. Václav Klaus, in ei-

ner Diskussion zur volkswirtschaftlichen
Lage der EU anlegen will, muss sich vor-
her gut vorbereiten, denn allgemeine
Floskeln und Antworten der Gesprächs-
teilnehmer prallen an dem Volkswirt-
schaftler ab. Dies mussten sowohl promi-
nente Gäste als auch Journalisten jetzt in
Nürnberg erfahren. Präsident Václav
Klaus stellte anlässlich einer Einladung
durch Hans-Peter Schmidt (Honorarkon-
sul der Tschechischen Republik und Auf-
sichtsratsvorsitzender der NÜRNBER-
GER VERSICHERUNGSGRUPPE) in
Nürnberg sein neues Buch unter dem Ti-
tel EUROPA? vor.
Das gängige Klischee des angeblichen
„Euro-Kritikers Klaus“ lässt der Staats-
präsident nicht gelten. „Ich bin kein
Euro-Kritiker, ich bin Euro-Realist“, sag-
te das Staatsoberhaupt in Nürnberg in
Bezug auf die Entwicklung der EU. Und
wenn man fair ist, muss man eigentlich
anerkennen, dass ihn die europäische
Entwicklung leider (das Wort leider be-
nutzt Klaus bei seiner Buchpräsentation
oft) bestätigt. Derzeit diskutieren die
EU-Staaten darüber, ob der Rettungs-
schirm über 750 Milliarden Euro für fi-
nanzschwache und überschuldete EU-
Länder überhaupt noch reicht. Der
Hauptansatz von Präsident Klaus, be-
wusst nicht nur aus der Sicht des erfah-
renen Politikers, ist der, dass die EU in
ihrer viel zu schnell vorgenommenen Er-
weiterung vor allem volkswirtschaftlich
nicht funktioniert. Zwischen der wirt-
schaftlichen Leistungskraft und Wettbe-
werbsfähigkeit der einzelnen Mitglieder
liegen Welten.

Vorwort von Altbundespräsident
Roman Herzog

Das jetzt präsentierte neue Buch ist ei-
gentlich im klassischen Sinne einer fort-
schreibenden Handlung kein Buch; auf
182 Seiten dokumentiert Präsident
Klaus eine Ansammlung seiner gehalte-
nen Reden, Vorträge und Diskussions-
beiträge aus seiner Sicht als Politiker und
Wissenschaftler und genau dies macht
das Buch so interessant. Die üblichen po-
litischen populistischen Verbeugungen
vor dem Zeitgeist (gesagt und geschrie-
ben wird, was Wählerstimmen bringen
könnte) macht Klaus nicht. Insofern ist
er auch ein Mahner. Dies bestätigt auch
der ehemalige deutsche Bundespräsi-
dent Roman Herzog in einem Vorwort:
„Václav Klaus ist sowohl ein glänzender
Wissenschaftler als auch ein profilierter
Politiker aus den höchsten Rängen seines
Landes. In beiden Eigenschaften ist er
dafür bekannt, dass er die Dinge, die ihn
beschäftigen, ja umtreiben, fast gnaden-
los auf den Punkt bringt.“ Dem ist ei-
gentlich nichts mehr hinzuzufügen, denn

bequeme Abwiegeleien blinder Europa-
Phantasten, denenzufolge Klaus eben
ein notorischer Gegner Europas sei, sind
ihm zu einfach gestrickt.
So fasst Klaus auf Seite 16 des Buches
seine Grundhaltung zu Europa zusam-
men: „Obwohl es manche Politiker und
Journalisten anders sagen, ich habe nie

behauptet, dass ich die positiven Ergeb-
nisse der europäischen Integration nicht
sehe und wahrnehme. Gleichzeitig kann
ich aber nicht einige Tendenzen, Pläne
und Projekte ignorieren und diese an-
ders als kritisch ansehen.“ Klaus beklagt,
dass durch den zu starken Transfer von
Kompetenzen nach Brüssel, eine Ent-
wicklung eingetreten ist, in der die

Hauptfigur der EU nicht mehr der Bür-
ger, sondern die Beamten und Bürokra-
ten seien. „Dies hat unvermeidlich Pla-
nung, Regulierung, Kontrollierung und
Koordinierung zur Folge“, schreibt Klaus
etwa in einem interessanten Beitrag für
die F.A.Z. , der ebenfalls Bestandteil des
vorgestellten Buches ist.

Ansatz, ist die EU ein schwer steuerbares
Gebilde geworden. In einem Umfeld der
Veränderung der Denkweisen der Bürger
in Europa sei es gleichzeitig zu einer weit-
gehenden Erweiterung und Vertiefung der
EU gekommen, sagte Klaus in der Berli-
ner Humboldt-Universität Ende April
2010. „Die Anzahl der Mitgliedsstaaten

Wie stellt sich aber Präsident Klaus
Europa vor? „Ich will ein Europa, das auf
vernünftiger und freundschaftlicher Zu-
sammenarbeit von gleichwertigen und
souveränen europäischen Staaten ba-
siert“ (Seite 61) und gleichzeitig zeigt
Klaus auf, wie die Realität Europas, ge-
nauer der EU, wie er sagt, aussieht. Tat-
sächlich, auch da hat Klaus den richtigen

hat sich beinahe verdoppelt und deshalb
wurde die EU viel weniger homogen.
Demzufolge ist ihre Entscheidungsfähig-
keit gesunken … Das hat auch zu einer
Erhöhung der Transaktionskosten ge-
führt, die das Funktionieren der größeren
EU erfordert“, so Klaus auf Seite 63.
In einem interessanten Kommentar vom
14. Januar 2011 in der renommierten

Zeitung „Die Welt“ heißt es z.B. zum
Strommarkt unter der Überschrift Markt
in Auflösung „Wie viel Markt gibt es
überhaupt noch, der da, von wem auch
immer, manipuliert werden könnte? Das
Kartellamt gibt selbst ernüchternd Aus-
kunft: 65% des Strompreises ist von den
Unternehmen gar nicht mehr direkt be-
einflussbar“, schreibt die „Welt“ und be-
stätigt damit indirekt Präsident Klaus in
seiner Kritik bei zu vielen dirigistischen
Eingriffen in die Wirtschaft. Die Energie-
wirtschaft als eine Säule der Volkswirt-
schaft wird durch Vorgaben Brüsseler Eu-
rokraten immer mehr zu einer Planwirt-
schaft. Unter dem Einfluss einer grünen
Ideologie, die Klaus auch schonungslos
beschreibt (u.a. auch in seinem Buch
„Blauer Planet in grünen Fesseln“), sind
wir in Europa über den modernen Ab-
lasshandel, der sich Emissions- bzw. Zer-
tifikatenhandel nennt, dabei, durch völ-
lig unrealistische Vorgaben wichtige
Schlüsselindustrien (dazu zählt auch die
Stahlindustrie) in ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit gegenüber Konkurrenten außer-
halb Europas zu gefährden. Wir werden
uns alle noch früher oder später an den
Mahner Klaus erinnern und auch des-
halb verdient sein neues Buch, das zum
Nachdenken zwingt, eine breite Reso-
nanz – auch und gerade in der europäi-
schen Politik.

Vorbild China?

Gewiss, man muss nicht alle Thesen von
Klaus übernehmen. China kann z.B., ab-
weichend von den Thesen des Präsiden-
ten Klaus, noch lange kein Modell für
den Rest der Welt sein. Klaus erwähnte
in Nürnberg, dass die Soziale Markt-
wirtschaft ein Modell von gestern sei;
Orientierung mit seinen enormen Wachs-
tumsraten würden China, Indien und
Schwellenländer in Südamerika bieten.
Die heutige Wirtschaftsform der Bundes-
republik Deutschland, die Soziale
Marktwirtschaft, sei Vergangenheit. Da-
rüber könnte man allerdings mit Klaus
ein akademisches Streitgespräch führen.
Gewiss ist ihm – vor allem im Hinblick
auf die Eingriffe auch in die deutsche
Energiepolitik und Energiewirtschaft –
auch beizupflichten, wenn er sagt, dass
die heutige Soziale Marktwirtschaft nicht
mehr konform gehe mit den Vorstellun-
gen von Ludwig Erhard. Aber insgesamt
kann das chinesische Wirtschaftsmodell
noch lange kein Vorbild sein, wenn etwa
daran erinnert werden darf, dass das Re-
gime nach wie vor nicht zimperlich ist,
wenn es darum geht, große Projekte der
Infrastruktur durchzusetzen und zu rea-
lisieren. Da werden einfach 50.000 Bau-
ern beim Bau eines neuen Flughafens in
Kunming im Süden Chinas zwangsumge-
siedelt. Man stelle sich so ein Verhaltens-
strickmuster in Deutschland vor.
Erhältlich ist das Buch „Europa?“ über-
all im Buchhandel (ISBN 978-3-939645-
35-1) sowie direkt beim Verlag (context-
mv.de) zum Preis von 24,80 Euro.

Staatspräsident Václav Klaus: Politiker und Wissenschaftler
Presseveranstaltungen mit Staatspräsident
Prof. Dr. Václav Klaus können unverwech-
selbar werden und sich zu Sternstunden
auch für Journalisten entwickeln. So war es
auch bei seiner neuen Buchvorstellung
„Europa?“ in der Noris. Nürnbergs Ober-
bürgermeister Ulrich Maly bezeichnete die
Buchpräsentation als die interessanteste,
die er seit langer Zeit erlebt habe. Tatsäch-
lich war der Präsident in seinem volkswirt-
schaftlichen Element, als er, mehr Wissen-
schaftler als Politiker, ganz wie in einem

Hörsaal einer Universität ein Flip-Chart zur
Unterstreichung seiner Thesen wollte. Dies
wurde dann auch schnell herbeigebracht
und schon zeigte der Präsident selbstgemal-
te Diagramme zur Unterstreichung seiner
Thesen auf. Ob alle im Auditorium seine
„Vorlesung“ verstanden? Wenn nein: an der
Sprache hätte es jedenfalls dann nicht gele-
gen, denn der Präsident referierte in einem
perfekten Deutsch.
Prof. Dr. Klaus ist in seiner Kompetenz auch
als Wissenschaftler und Volkswirtschaftler

unverwechselbar; in Nürnberg hatte man
den Eindruck, dass ihm der Hörsaal zumin-
dest genauso viel Freude macht, wie sein
Präsidentenamt oben auf dem Prager Hrad-
schin. Der derzeitige Präsident der Tschechi-
schen Republik war noch nie ein bequemer
Mann in der Politik. Vielleicht ist Klaus für die
politische Alltagsarbeit zu intelligent. Im-
merhin schloss er sein Studium der Außen-
handelsökonomie 1963 an der Prager Uni-
versität ab und in den 60er Jahren absol-
vierte er Studiengänge in Italien und in den

USA. Von 1971 bis 1986 arbeitete Klaus an
verschiedenen Stellen bei der Tschechoslo-
wakischen Akademie der Wissenschaften
(CSAV), der tschechoslowakischen Zentral-
bank und beim Prognostischen Institut der
Akademie der Wissenschaften, wo er sich
mit Makroökonomie beschäftigte. Klaus ist
Mitglied der Mont Pèlerin Society (MPS), ei-
nem Zusammenschluss liberaler Intellektu-
eller, die sich zum Ziel setzen, Freiheit ,
Rechtsstaatlichkeit, Privateigentum und
Wettbewerb zu fördern. Diese Ideale brach-

te Klaus als wichtigster Mann der Einfüh-
rung einer freien Marktwirtschaft (nicht So-
ziale Marktwirtschaft) nach der Wende in
der damaligen Tschechoslowakei ein. Welt-
weite Bewunderung erhielt er als Minister-
präsident (1992-1997), als er 1993 die Tei-
lung des Landes in die Tschechische Repu-
blik und Slowakei friedlich organisierte,
was keineswegs selbstverständlich war,
wenn man nur an die Begleitumstände
beim Auseinanderdriften des ehemaligen
Jugoslawien denkt. Sp



ANZEIGE ANZEIGE

„Ich habe das Gefühl
wieder in China zu sein.“

       — Bai Ling, Hollywood-Star  

„De! nitiv inspirierend, da waren
  starke Persönlichkeiten auf der Bühne.“  

                         —  Gregor Hatala, Erster Tänzer, Wiener Staatsoper

„Eine glanzvolle Reise in die 5000-jährige 
Geschichte und Kultur Chinas.“

       — San Francisco Chronicle  

„Sie haben mehr als perfekte Technik
  sie zeigen sich mit ihrer Seele!“  

 — Elvis Stojko, Weltmeister im Eiskunstlauf

„Absolut schön ... ich glaube, 
ich habe auch ein paar neue Ideen 

für den nächsten Avatar gefunden.“
  —   Robert Stromberg, Bühnenbildner für den Film Avatar

SHENYUNPERFORMINGARTS.ORG

TICKET HOTLINE:
+49 (0) 1805 / 69 74 69*

www.ticketonline.de 

Präsentiert vom Deutschen
Falun Dafa Verein e.V.

EINE AUFFÜHRUNG VON Shen Yun 
bedeutet traditionelle chinesische Kul-
tur, wie sie sein sollte: Eine Studie über 
Anmut, über Weisheit und all die Tugen-
den, die sich aus fünf Jahrtausenden 
chinesischer Zivilisation herauskrist-
allisiert haben. Die klassisch ausgebil-
deten Tänzer, Musiker und Sänger von 
Shen Yun Performing Arts teilen eine 
Vision: Chinesische Kultur ihrem frühe-
ren glorreichen Zustand entsprechend 
wiederzubeleben und auszubauen. 

Jedes Jahr treten sie mit einer spek-
takulären neuen Produktion auf. 

Keine andere Kunstform weist solche 
starken Qualitäten in der Feinheit des 
Ausdrucks und eine solche Vielfalt an 
Techniken auf, wie der klassische chine-
sische Tanz. Es bedarf jahrelangen harten 
Trainings, um die vielen Sprünge, Salti, 
feinen Gebärden und das innere Gefühl 
zu beherrschen. Die Tänzer müssen sich 
in der chinesischen Kultur auskennen, 

um die Haltung zu erreichen, die benötigt 

uren zum Leben zu erwecken.   

Zusätzlich zu den klassischen Formen 
zeigt Shen Yun die unverwechselbaren 
Farben und Stile des Volkstanzes. Choreo-
grafen schöpfen aus dem kulturellen Erbe 
von mehr als zwanzig Dynastien und fünf-

von den nördlichen Steppen der Mon-
golei bis zu den üppigen Wäldern von 

Yunnan reichen. Zu den beeindruckend-
sten Elementen jeder Shen Yun-Show 
gehören die groß angelegten Ensemble-
Stücke, in denen Dutzende von Tänzern 
sich wie ein Körper über die Bühne zu 
bewegen scheinen. 

Für diejenigen, die sich gegenüber dem 
Chinesischen ein wenig fremd fühlen: Kei-
ne Angst! Die Show basiert auf der chine-
sischen Kultur, aber die Werte, die es dar-
stellt, gehören der gesamten Menschheit.
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